
Das Landgericht Darmstadt1 hat die auf 
Zahlung eines Vermittlungsentgelts ge-

richtete Klage eines Versicherungsvertreters 
gegen seinen Kunden abgewiesen. Der Kunde 
setzte sich mit Erfolg gegen den Honoraran-
spruch zur Wehr, den der Vertreter nach der 
formularmäßig geschlossenen Vergütungs-
vereinbarung trotz der zwischenzeitlich er-
folgten Stornierung der abschlusskostenfrei 
kalkulierten Lebensversicherungspolice zu 
zahlen hatte. Die Kammer sah in der abwei-
chend vom Schicksalsteilungsgrundsatz ge-
schuldeten Vergütung eine unangemessene 
Benachteiligung des Kunden. Den Einwand 
des Versicherungsvertreters, bei der Vergü-
tungsvereinbarung handele es sich um eine 
der Inhaltskontrolle entzogene Preisverein-
barung ließ die Kammer ebenso wenig gel-
ten wie dessen Meinung, der Schicksalstei-
lungsgrundsatz binde nur die Parteien des 
Vertretervertrages. 

Die Kammer hat das Urteil wie folgt be-
gründet: Klauseln einer formularmäßigen 
Vereinbarung zwischen einem Versiche-
rungsvertreter und dessen Kunden über die 
Zahlung einer Vergütung für die Vermitt-
lung einer Nettopolice unterlägen als Allge-
meine Geschäftsbedingungen im Sinne des 
§ 305 BGB der Inhaltskontrolle nach den Vor-
schriften der §§ 307 ff. BGB. Dies gelte jeden-
falls, wenn der Vertreter ein  Formular mit 
der Honorarabrede verwende und er nicht 
vortrage, im welchem Zusammenhang und 
in welchem Rahmen er den Inhalt der Ver-
einbarung gegenüber dem Kunden ernsthaft 
zur Disposition gestellt habe.

Eine Vergütungsvereinbarung für die Ver-
mittlung einer Nettopolice sei nicht als eine 
Abrede anzusehen, die ihrer Art nach nicht 
der Regelung durch Gesetz oder anderen 
Rechtsvorschriften unterliege und demge-
mäß einer Inhaltskontrolle nach § 307 Abs. 3 
Satz 1 BGB unzugänglich wäre. Nach der Vor-
schrift des § 307 Abs. 3 Satz 1 BGB schieden 
als Prüfungsgegenstand unter anderem nur 
solche Abreden aus, die Art und Umfang 
der vertraglichen Leistungspflichten un-
mittelbar regeln. 

Denn nur solche sogenannten Preisver-
einbarungen für Hauptleistungen wichen 
im nicht preisregulierten Markt weder von 
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Rechtsvorschriften ab, noch ergänzten sie 
diese. Bei einer Vergütungsabrede für die 
Vermittlung einer Nettopolice handele es 
sich dagegen nicht um eine Preisvereinba-
rung. Dies gelte jedenfalls, wenn der Versi-
cherungsvertreter mit der Klausel nicht nur 
den Preis für die von ihm geschuldete Ver-
mittlung des abschlusskostenfrei kalkulier-
ten Versicherungsvertrages festlege, sondern 
auch den gemäß § 306 a BGB unzulässigen 
Versuch unternehme, das dem Versiche-
rungsnehmer gesetzlich zustehende jeder-
zeitige Recht, den Lebensversicherungsver-
trag zu kündigen sowie das Recht, nach Kün-
digung eine noch nicht verdiente Vergütung 
nicht mehr leisten zu müssen oder eine im 
Voraus erbrachte Vergütung nicht zurück-
fordern zu können, zu entwerten. 

Vergütungsvereinbarung der Vertreter 
ist an HGB-Vorschriften zu messen
Sofern ein Versicherungsvermittler gegen-
über dem Kunden als Versicherungsvertre-
ter und nicht als Versicherungsmakler tätig 
werde, bildeten die Vorschriften der §§ 92, 87 
und 87 a HGB die gesetzliche Rechtsgrund-
lage der Provisionsansprüche. An diesen Vor-
schriften sei auch eine Vergütungsvereinba-
rung zwischen dem Vertreter und dem Kun-
den zu messen.

Zwar beträfen die Vorschriften der §§ 92, 
87 und 87 a HGB grundsätzlich nur den In-
teressenausgleich zwischen dem Versicherer 
und seinem Vertreter. Dies sei bereits in der 
Natur der Sache angelegt, weil der Vertreter 
danach von dem Versicherer vergütet werde. 
Mit den Vorschriften der §§ 92, 87 und 87 a 
HGB werde als Reflex aber auch das Rechts-
verhältnis zwischen dem Versicherungsneh-
mer und dem Versicherungsvertreter be-
stimmt. In dem in diesen Normen veranker-
ten Schicksalsteilungsgrundsatz komme ein 
wesentlicher Grundgedanke der gesetzlichen 
Regelung zum Ausdruck. Er gelte unabhän-
gig von der Frage, für welches Rechtsverhält-
nis die gesetzliche Regelung vorgesehen sei.

Erweise sich die Vergütungsvereinba-
rung für die Vermittlung einer Nettopolice 
insofern als nachteilig für den Kunden und 
späteren Versicherungsnehmer, als wegen 
der unbedingten Vergütungsansprüche des 

Versicherungsvermittlers auf den Kunden 
ein gewisser Druck ausgeübt werde, von der 
Kündigung des Lebensversicherungsver-
trages abzusehen, werde eine unangemes-
sene Benachteiligung des Kunden entgegen 
der Vermutung des § 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB 
auch nicht dadurch ausgeschlossen, dass die 
Nettopolice andere Vorteile für den Kunden 
berge. Denn diese Vorteile wögen die Nach-
teile nicht zwangsläufig auf, sodass gemäß 
§ 307 Abs. 2 Nr. 1 BGB im Zweifel von einer 
Benachteiligung auszugehen sei. 

Die BHG-Rechtsprechung in den Atlantic-
lux-Fällen stehe der Annahme einer unan-
gemessenen Benachteiligung nicht entgegen. 
Denn diese Rechtsprechung sei zu einer Ver-
tragsgestaltung ergangen, bei der der Versi-
cherungsvermittler nicht als Vertreter, son-
dern als Versicherungsmakler tätig gewor-
den. Deshalb sei die Vergütungsvereinbarung 
in den vom BGH entschiedenen Streitfällen 
am Recht des Versicherungsmaklers nach 
§§ 93 ff. HGB zu messen gewesen.

In Ansehung der Unwirksamkeit der Ho-
norarklausel könne der Vertreter den einge-
klagten Vergütungsanspruch auch nicht auf 
das Gesetz stützen. Denn wegen der Vermitt-
lung einer Nettopolice stehe einem Versiche-
rungsvertreter kein Anspruch auf Provision 
gegen den Versicherungsnehmer kraft einer 
gesetzlicher Regelung zu, weil der Vertreter 
nach dem Leitbild der Vorschriften der §§ 92, 
87 und 87 a HGB grundsätzlich vom Versi-
cherer vergütet werde.

Die Entscheidung ist dogmatisch nicht 
unbedenklich. Indem sie den Schicksals-
teilungsgrundsatz über seinen eigentlichen 
Geltungsbereich hinaus zu einem allgemein-
gültigen Prinzip des Verbraucherschutzes er-
hebt, bewegt sie sich im Grenzbereich rich-
terlicher Rechtsfortbildung. 
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